Der Antrag zu 1. ist zulässig und begründet, der Antrag zu 2. ist hingegen abzuweisen.





Mit dem Antrag zu 1. geht es den Ast um den Erlaß einer einstweiligen Anordnung nach § 123 Abs. 1 VwGO.


VG ist berufen darüber zu entscheiden, da es um ordnungsrechtliche Vorschriften geht.


Da das vorläufige Rechtsschutzbegehren der Ast nicht darauf geht, den Vollzug eines VA aufzuschieben (§80 VwGO), ist die einstweilige Anordnung die statthaft Verfahrensart, § 123 Abs. 5 VwGO.





§ 42 Abs. 2 VwGO gilt hier analog und ist unstreitig gegeben.


Auch wenn es den Ast um eine „Leistung“ der Ag geht, deren Adressat nicht sie, sondern der Beigeladene als Belasteter ist, kann den Ast gleichwohl nicht ein Recht im Verhältnis zur Ag abgesprochen werden. Die Ast machen geltend, daß iSd § 42 Abs. 2 VwGO die Ag von ihrer ordnungsbehördlichen Eingriffsermächtigung aus §§ 1 und 3 SächsPolG Gebrauch macht.


Die ordnungsbehördliche Generalermächtigung schützt auch Drittbetroffene in ihren Individualgütern.


Denn zu den Schutzgütern der öffentlichen Sicherheit gehören auch Gesundheit und körperliche Unversehrtheit als Individualgüter.





Der Zulässigkeit des Antrags steht nicht entgegen, daß die Ast im Wege des vorläufigen Rechtsschutzes eine Regelung erstreben, die ihnen zumindest für einen gewissen zeitraum eine volle Befriedigung des Hauptbegehrens verschafft. Aus Gründen der Gewährung eines effektiven Rechtsschutzes kann ausnahmsweise auch im Verfahren nach § 123 VwGO eine volle Befriedigung angeordnet werden, wenn eine Sicherung der Ast auf anderem Weg nicht möglich ist und ohne einstweilige Anordnung unzumutbare Nachteile entstehen.


Ohne die Begehrte Regelung würden sich die von den Ast beanstandeten Körperverletzungen wiederholen.





Über den danach zulässigen Antrag konnte hinsichtlich beider Ast eine einheitliche Entscheidung ergehen, da beide aufgrund der Gleichartigkeit der Ansprüche einfache Streitgenossen sind, § 60 ZPO.





Der Antrag zu 1. ist begründet. Dem Abtrag war unter dem Gesichtspunkt der Regelungsanordnung, § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO zu entsprechen.


Nach den tatsächlich gegebenen bzw. aufgrund der eidesstattlichen Versicherung der Eltern glaubhaft gemachten Umständen ist von einem regelungsfähigen Rechtsverhältnis (Anordnungsgegenstand bzw. Anordnungsanspruch) auszugehen. Mit der ordnungsbehördlichen Generalermächtigung steht den Ast eine Anspruchsgrundlage zur Verfügung.


Es besteht auch der für die Eilentscheidung erforderliche Anordnungsgrund. Der geltend gemachte Anspruch ist nach dem Erkenntnisstand des Eilverfahrens begründet. Da zudem die Gefahr andauert, fürht die Abwägung der Interessen der Beteiligten zum Erlaß der erstrebten vorläufigen Regelung.





Die Stadt Zwickau ist zuständig gemäß §§ 64 Abs. 1 Nr. 3, 70 Abs. 1 SächsPolG.





Die Ag ist auch zuständig, wen es um den Schutz privater Rechte geht, §§ 2 Abs. 2, 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SächsPolG. Der Schutz von Körper und Gesundheit ist auch ein staatliches Anliegen, zumal der Bürger in besonderer Weise auf den Schutz durch den Staat angewiesen ist.


Ermächtigungsgrundlage ist § 3 SächsPolG.





Die Ag kann auch zum Erlaß der Ordnungsverfügung an den Beigeladenen verpflichtet werden, weil der Beigeladene nach der Maßgabe der §§ 4 ff. SächsPolG ordnungsrechtlich verantwortlich ist. Der Beigeladene ist als Eigentümer des Hundes zustandspflichtig, § 5 SächsPolG.


Es kommt nach der Rspr. für die Annahme der Zustandshaftung nicht darauf an, aus welchen Gründen die Sache in einen störenden Zustand geraten ist. Bei „atypischen“ Risiken wird eine differenzierte Betrachtungsweise vertreten.


Der Eigentümer eines Hundes muß für die Gefahren eintreten, die dadurch entstehen, daß der Hund bissig wird. Dabei ist unerbheblich, worauf das Verhalten des Hundes beruht. Selbst wenn sich der Hund durch minderjährige Kinder „provoziert“ fühlt und deshalb beißt, verwirklichen sich dabei nur typische Risiken, die dem Tierhalter zurechenbar sind und für die er einstehen muß.





Das im Ordnungsrecht regelmäßig eröffnete Ermessen (§ 3 Abs. 2 ff. SächsPolG) ist zugunsten der Ast dahingehend reduziert, daß nur eine Entscheidung, dem Beigeladenen die Verwendung eines Maulkorbs beim Ausführen seines Hundes außerhalb des Hauses aufzuerlegen, ermessensfehlerfrei ist.


Der Staat muß bei besonders bedeutsamen Grundrechten mit hoheitlichen Mitteln dafür Sorge tragen, daß der Schutz der Grundrechte auch zwischen den Bürgern beachtet wird, namentlich dann, wenn sich der betroffene Bürger selbst nicht helfen kann.





Ist danach der Anspruch gegeben, so bestehen am Vorliegen des Anordnungsgrundes auch keine Zweifel. Würde man die Ast darauf verweisen, das Ergebnis von Widerspruch und Verpflichtungsklage abzuwarten, so blieben sie in der Zwischenzeit schutzlos den Angriffen des Tieres ausgesetzt.


Dies stünde im Widerspruch zu den grundrechtlichen Schutzpflichten.








Der Antrag zu 2. ist mangels Antragsbefugnis analog § 42 Abs. 2 unzulässig, die Verpflichtung der Ag zum Erlaß eines Zwangsgeldes war daher zurückzuweisen.





Der von den Ast geltend gemachte Anspruch  - subjektives Recht auf ordnungsbehördliches Einschreiten - ist in seinem Umfang begrenzt und erfaßt nicht flankierende Maßnahmen des Verwaltungsvollstreckungsrechts, deren Anwendung allein im öffentlichen Interesse steht.


Zwangsgeldandrohung zwar rechtlich zulässig, aber es ist ein gesetzlich vorgeschriebenes Mittel der Verwaltungsvollstreckung. 





Ast fehlt ein subjektives Recht auf Anordnung des Zwnagsgeldes.


Bürger hat keinen allgemeinen Gesetzesvollziehungsanspruch.








Tenor:


Unter Abweisung des Antrages im übrigen wird die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, dem Beigeladenen durch Ordnungsverfügung aufzugeben, seinem Dobermannrüden außerhalb des Hauses einen Maulkorb anzulegen.





